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Nicht den verlieren, 
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Termine Dezember 2006 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag2 

11.12.2006 14.12.2006 11.12.2006 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer nach dem 31.12.2004 erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen. 

Einkommensteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

11.12.2006 14.12.2006 11.12.2006 

Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

11.12.2006 14.12.2006 11.12.2006 

Umsatzsteuer3 11.12.2006 14.12.2006 11.12.2006 
 
1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 

 
 

Verfassungsmäßigkeit der Ausschlussfrist für 
Antragsveranlagung 

Für Bezieher von Arbeitslohn wird eine Veranlagung zur Einkommensteuer nur unter bestimmten Voraussetzungen 
durchgeführt.1 Zur Anrechnung von Steuerabzugsbeträgen (z. B. einbehaltene Zinsabschlagsteuer) oder zur Geltendmachung 
von Verlusten muss deshalb eine Einkommensteuererklärung bis zum Ablauf des zweiten auf den Veranlagungszeitraum 
folgenden Kalenderjahrs abgegeben werden (Antragsveranlagung). Es handelt sich um eine Ausschlussfrist. Unter bestimmten 
Voraussetzungen (z. B. Unkenntnis der Antragsfrist) kann Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewährt werden.2 
Die Frist zur Abgabe der Einkommensteuererklärung des Jahres 2004 läuft in diesen Fällen am 31.12.2006 ab.  
Der Bundesfinanzhof3 hat nunmehr das Bundesverfassungsgericht angerufen, um prüfen zu lassen, ob die Ausschlussfrist 
verfassungsgemäß ist. Unabhängig vom Ausgang dieses Verfahrens sollte die Antragsfrist gewahrt werden. 
Hinweis: Wenn das Finanzamt eine Veranlagung von Amts wegen durchgeführt hat oder bereits ein bestandskräftiger 
Bescheid für ein Kalenderjahr vorliegt, muss bzw. kann keine erneute Veranlagung (Antragsveranlagung) herbeigeführt 
werden.4 

 
 
 
 
 

                                                 
1 § 46 Abs. 2 Nr. 8 EStG. 
2 BFH, Urt. v. 22.5.2006, VI R 51/04, DStR 2006, S. 1648, LEXinform 5003051. 
3 BFH, Beschl. v. 22.5.2006, VI R 46/05, DStR 2006, S. 1638, LEXinform 5003048; BFH, Beschl. v. 22.5.2006, VI R 49/04, 

LEXinform 5003049. 
4 BFH, Urt. v. 22.5.2006, VI R 17/05, LEXinform 5003047; BFH, Urt. v. 22.5.2006, VI R 15/05, LEXinform 5003046. 
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Abzugsfähigkeit von Abbruchkosten bei anschließender 
Errichtung eines selbst genutzten Wohnhauses 

 
Wird ein objektiv oder wirtschaftlich noch nicht verbrauchtes Gebäude in der Absicht erworben, es abzureißen, so kann der 
Zweck des Abbruchs in der Herstellung eines neuen Gebäudes (Fall 1) oder lediglich in der Beseitigung des alten Gebäudes 
liegen (Fall 2). 
Im Fall 1 sind die Abbruchkosten und der Restbuchwert des alten Gebäudes Herstellungskosten des neuen Gebäudes. Im 
Fall 2 liegen nachträgliche Anschaffungskosten des Grund und Bodens vor. 
Wird ein Gebäude hingegen in der Absicht erworben, es zu Vermietungszwecken zu nutzen, und entschließt sich der Erwerber 
erst nach dem Erwerb, das Gebäude abzureißen, so sind im Jahr des Abbruchs der Restbuchwert und die Abbruchkosten 
Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung. Wird mit dem Abbruch des Gebäudes allerdings 
innerhalb von drei Jahren nach dem Erwerb begonnen, so spricht der Beweis des ersten Anscheins dafür, dass das Gebäude in 
Abbruchabsicht erworben wurde. 
Das Niedersächsische Finanzgericht5 hatte darüber zu entscheiden, wie die Abbruchkosten und der Restbuchwert zu 
behandeln sind, wenn ein über acht Jahre zu Vermietungszwecken genutztes Haus abgerissen und danach ein selbst 
genutztes Wohnhaus errichtet wird. Das Finanzgericht entschied, dass Restbuchwert und Abbruchkosten Werbungskosten 
sind, wenn das Gebäude im Zeitpunkt der Abbruchentscheidung nach den Gesamtumständen wirtschaftlich verbraucht, also 
nicht mehr vermietbar ist. Die private Nutzung des Folgeobjekts - des neuen Wohnhauses - ist nach Ansicht des Gerichts von 
untergeordneter Bedeutung, da der Abbruch in diesem speziellen Fall in einem Veranlassungszusammenhang mit den bisher 
erzielten Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung steht. 
Es bleibt abzuwarten, ob der Bundesfinanzhof diese Auffassung bestätigt. 

 

Freistellungsaufträge müssen überprüft werden 

 
Der Sparerfreibetrag beträgt seit dem 1.1.2004 nur noch 1.370 € für Alleinstehende und 2.740 € für zusammenveranlagte 
Ehegatten.6 Unter Einbeziehung des Werbungskostenpauschbetrags beträgt das Freistellungsvolumen dann 1.421 € bzw. 
2.842 € bis einschließlich Veranlagungszeitraum 2006. 
Zum 1.1.2007 wird der Sparerfreibetrag auf 750 € für Alleinstehende und 1.500 € für zusammenveranlagte Ehegatten 
herabgesetzt.7 Unter Einbeziehung des Werbungskostenpauschbetrags beträgt das Freistellungsvolumen dann 801 € bzw. 
1602 €. 
Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute sind seit dem 1.1.2004 verpflichtet, ihren Kunden zusammenfassende 
Jahresbescheinigungen nach amtlich vorgeschriebenem Muster auszustellen.8 Diese Bescheinigungen müssen Kapitalerträge, 
die nach dem 31. Dezember 2003 zufließen und private Veräußerungsgeschäfte, die nach dem 31. Dezember 2003 über diese 
Institute abgewickelt werden, enthalten.9 
Die Finanzämter können über das Bundesamt für Finanzen bei den Kreditinstituten zukünftig einzelne Kontoinformationen 
abrufen, wenn dies für die Steuerfestsetzung erforderlich ist.10 
Die Kreditinstitute haben seit dem 1.4.2003 über ihre Kunden eine Datei zu führen. Die Daten werden noch drei Jahre nach der 
Auflösung des Kontos aufbewahrt. Aus dieser Datei kann das Finanzamt Informationen abrufen. 
Außerdem sind die Finanzämter befugt, die so erlangten Erkenntnisse auch anderen Behörden zugänglich zu machen, z. B. 
wenn für die Festsetzung von Sozialleistungen die Einkünfte einer Person maßgeblich sind.11 
Sind Freistellungsaufträge nur bei einer Bank gestellt worden, so wird die Bank das neue Freistellungsvolumen zu Grunde 
legen. Problematisch wird es, wenn mehreren Kreditinstituten Freistellungsaufträge erteilt, Konten aufgelöst und/oder Guthaben 
bei anderen Kreditinstituten angelegt oder erhöht worden sind. In diesen Fällen sollten die Freistellungsaufträge kurzfristig 
angepasst werden. Dabei muss auch beachtet werden, dass die Aufträge insgesamt die entsprechenden Grenzen nicht 
überschreiten, um unnötigen Ärger mit dem Finanzamt zu vermeiden. 

 
 

                                                 
5 Niedersächsisches FG, Urt. v. 15.11.2005, 13 K 464/03, (Revision eingelegt, Az. BFH: IX R 51/05), EFG 2006, S. 1042, 

LEXinform 5002251. 
6 § 20 Abs. 4 EStG. 
7 Steueränderungsgesetz 2007, BGBl 2006 I, S. 1652, LEXinform 0172577. 
8 § 24c EStG. 
9 § 52 Abs. 39a EStG. 
10 § 93 Abs. 7 AO. 
11 § 93 Abs. 8 AO. 
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Kindergeld: Berechnung der Einkünfte und Bezüge 

 
Kinder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, werden nicht berücksichtigt, soweit sie eigene Einkünfte und Bezüge, die zur 
Bestreitung ihres Unterhalts oder ihrer Berufsausbildung bestimmt oder geeignet sind, von derzeit mehr als 7.680 € 
(Jahresgrenzbetrag) haben. Ist der Jahresgrenzbetrag überschritten, erhalten die Eltern kein Kindergeld. Es wird kein 
Kinderfreibetrag gewährt. Auch sonstige kindbedingte Vergünstigungen entfallen. Es ist immer noch nicht abschließend geklärt, 
wie der Jahresgrenzbetrag zu ermitteln ist. 
Das Bundesverfassungsgericht12 hat Anfang des vergangenen Jahres entschieden, dass bei der Ermittlung des 
Jahresgrenzbetrags die vom Kind geleisteten gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge in Abzug gebracht werden können. 
Dieser Beschluss lässt jedoch offen, ob auch andere zweckgebundene Beiträge (wie z. B. private 
Krankenversicherungsbeiträge, außergewöhnliche Belastungen) bei der Berechnung zu berücksichtigen sind. 
Das Finanzgericht des Landes Brandenburg13 hat nun entschieden, dass bei der Ermittlung der für das Kindergeld 
maßgeblichen Einkünfte und Bezüge die vom Kind tatsächlich gezahlte Einkommensteuer ebenfalls abzuziehen ist. 
Der Bundesfinanzhof hat jetzt Gelegenheit, alle offenen Fragen zur Berechnung des Jahresgrenzbetrags zu klären. 

 

Fälligkeit von Sozialversicherungsbeiträgen 

 
Am 1.1.2006 ist das so genannte Beitragsentlastungsgesetz in Kraft getreten. Danach sind die Fälligkeitsregelungen der 
Sozialversicherungsbeiträge einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. 
Daraus ergeben sich für 2006 folgende Termine:14 

November Dezember 
28.11. 27.12. 

 
Zur Vermeidung von Säumniszuschlägen bietet sich die Zahlung im Lastschriftverfahren an. 
Die Krankenkassen möchten die Beitragsnachweise monatlich bereits eine Woche vor dem jeweiligen Fälligkeitstermin 
elektronisch übermittelt haben. Wird die Lohnbuchführung nicht im eigenen Unternehmen, sondern durch extern Beauftragte 
erledigt, muss deshalb beachtet werden, dass die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn der Fälligkeitstermin auf einen Montag oder auf einen Tag 
nach Feiertagen (insbesondere Weihnachten) fällt. 

 
 

Grenzbetrag bei Kleinbetragsrechnung wird zum 1.1.2007 auf 
150 Euro erhöht 

 
Rechnungen über Kleinbeträge15 müssen folgende Angaben enthalten, um dem Empfänger der Leistung den Vorsteuerabzug 
zu ermöglichen: 
• Den vollständigen Namen und die vollständige Anschrift des leistenden Unternehmers, 
• das Ausstellungsdatum, 
• die Menge und die Art der gelieferten Gegenstände oder den Umfang und die Art der sonstigen Leistung, 
• das Entgelt und den darauf entfallenden Steuerbetrag für die Lieferung oder sonstige Leistung in einer Summe sowie den 

anzuwendenden Steuersatz. Im Fall einer Steuerbefreiung muss die Rechnung einen Hinweis darauf enthalten, dass für die 
Lieferung oder sonstige Leistung eine Steuerbefreiung gilt. 

Bis zum 31.12.2006 beträgt der Grenzbetrag 100 €, am 1.1.2007 wird er auf 150 € erhöht.16 

                                                 
12 BVerfG, Beschl. v. 11.1.2005, 2 BvR 167/02, DStR 2005, S. 911, LEXinform 0175734. 
13 FG des Landes Brandenburg, Urt. v. 9.3.2006, 6 K 2092/01, (Revision eingelegt, Az. BFH: III R 32/06), EFG 2006, S. 1257, 

LEXinform 5002700. 
14 DATEV-Mandanten-Info: Aktuelle Änderungen im Lohnsteuer- und Sozialversicherungsrecht 2006, S. 20. 
15 § 33 UStDV. 
16 Erstes Gesetz zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere in der mittelständischen Wirtschaft, BGBl 2006 I , 

S. 1970, BStBl 2006 I, S. 486, LEXinform 0172538. 


